
Urkunde des Notars

Dr. Klaus Rentsch
in Bremen

$atzu ng sbeschei n ig u ng

lch bescheinige hiermit, dass die geänderten Eestimmungen des nachstehenden Gesellschaftsver-
trages mit dem Beschluss vom $. August 2023 über die Änderung des Gesellschaftsvertrages und
die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zurn Handelsregister eingereichten vollständigen
Wortlaut des Gesellschaftsvertrages tlbereinstirnmen.

Brernen, 19. Dezember 2023

gez. Dr. Klaus Rentsch
Dr. Klaus Rentsch, Notar
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Sateung

OHB $ä

t.

ALLOEII,IEINE BESTIMMUNGEX

$1
Fima, SIE

tl) Die Gesellschaft ist eine EuropäiEche Gesellschaft t$E) und führt die Firrna

OHB SE

{2} Die Gesellschafi hat ihren $iE in Brernen.

sä
Gegenoland deg Unternahmens

{1} Gegencbnd des Unternehrnens isl die Herstellung und der Venrieb von Produkten und Pro-
jekten, die Erbringung von Fienstleiotungen cowie der Ewerb, das Halten und der Verkau{
von Anteilen an anderen Sesellschafien auf dem Gebieto der Hochtechnologie" die insbe-

sondere in den Bereichen Telematik, Luß und Raumfahfiechnik sowie Satellitendienste tä-
tig *ind. Unternehmensgegenstand ist auch, die Funktion einer lloldinggesellschafl innerhalb

der OH$-Unternehrnensgruppe einzunehmen. Die Gesellschafl ist berechtigt, alle Geschäfte
vorzunehmen, die geeignet sind, den vorgenannten Gesellschaftszweck zu fördern,

(2) Die Gesellechafr ist berechtigt, alle Geschäfte voaunehmen, die geeignet erscheinen, den
Gesellschafiszweek unmittelbar oder mittelbar zu fördem, pder die sonst damit im Zumm-
menhang stehen. lnsbesondere darf die Gesellschafi im lnland und Ausland Unternehmen
gleicher Art oder venrrrandter Branchen erichten, erwerben oder sich an ihnen beteiligen und
Zweigniederlassungen erricbten.

s3
Daser der Gcsellschaff GeschäftrJahr

t1) Oie Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit enichtet.

(2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

der
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*4
Eekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft, die nash Geselz oder Sakung durch die Gesellschaftsblät-

ter erfolgen sollen, erfolgen durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger. Freiwillige tsekanntrna-
chungen können auch ausschließlich auf der lnternet-Homspage der Gesellschaft erfolgen. Oie

{Jbermiülung von lnformationen an Aklionäre im Wege der Dalenfern{iberlragung ist zulässig.

il"

GRUNDKAPITAL U}TD AKTIEN

$r
Höhe des Grundkapital*

{1} Das Grundkapital der Gesellechaft beträgt EUR 19.214"905,00 (in Vlorten: neuneehn lt4illio-

nen zweihunderlvierzehntausend neunhundertfünf Euro). Es ist eingeteilt in Stück 19.214.9Q5 auf
den lnhaber lautende Stückaktien.
(ä) Das Grundkapital der Gesellschafr ist erbraeht worden im Wege det Umwandlung der OHB

AG mit Sitz in Bremen, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Bremen unter HRB
19756 HB, in eino Europäische Gesellsehaft (SE)-

$5a
Genehmigtes und Bedingtes Kapital

(1) Der Vorstand ist errnächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mrt Zu$timmung des Auf-
sichtsrats bis zum ?5. Mai 2ü2$ durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen
sinrnal oder mehrmals, insgesamt um bis zu insgesamt EUR 6.987.239,00 zu erhöhen (Ge-

nehmigtes Kapital 2CI?0). äie neuen Aktien können auch an Arbeitnehmer der Gesellschafi
sowie an Mitglieder des Vorstands in Erfüllung vertraglicher Vergülungsabreden ausgegeben
werden, bei der Ausgabe an Mitglied*r des Vorstandes muss eine Haltefrist so begebener
Aktisn von rnindestens zwei Jahren ab dem Begebungstag vertragtich vereinbart sein.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit trustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionä-
re in tolgenden Fällen auszuschließen;

{1} für $pitzenbeträge;

(2) für einen Anteil am genehmigten Kapital 202A in Höhe van bis zu insgesamt
EUR S.987.239,ü0, sofern die neuen Aktien

als Segenleistung für den Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstsilen oder 8e-
teiligungen an Unternehmen oder sonstiger Vermögensgegenstände ausgegeben
r,rrerden und ssfern der Erwerb des Unternehnnens oder der Beteiligung rm wohfver-
standenen lnteresse der Gesellschaft liegt; oder

gegen Earoinlagen auagegehen wsrden, urn die Aktien der Gesellsshaft an einer
ausländischen üörse einzuftihren, an denen die Aktien der Gesellschaft bisher nichl
zurn Handel eugelassen sind,
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Der Vorstand ist femer ermächtigt, rnit Zustimmung dee Aufsichtsrats den lnhalt der jeweili"

gen Aktienrechte und die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe fesEulegen,

{2} äas Grundkapital ist um bis eu insgesamt Euro 51ü.404,00 durch Ausgahe von bis ru insge-

sarnt Sttrck 51ö 404 Aktien bedingt erhöht {Eedingtes Kapital}. üie bedingte Kapitaterhöhung

dient der Gewährung von Optionsrechten an Arbeitnehmer (einschließlich leitenden Ange-

stellten) der Gesellschaft bzw. der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehnen, Mitglie-

der des Vor$trnde$ der Gesellschaft und Mitglieder der Goschäft ftitrrung der mit der Ge-
sellschaft verbundenen Unternehmen nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversamm-
lung vom 23. Januar 3001. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeftrhrt, wie
die hhaber von Optionsrechten von ihrem Recht Gebrauch machen, Die neuen Aktien sind
erstmals ftir das Geechäftsjahr dividendenberechtigt, in dessen Verlauf aie ausgegeben wor-
den sind. Der Vorstand der Gesellschaft wird ermäehtigl mil Zustirnmung des Aufsichtsrats
die weiteren Einzelheiten der Durchfiihrung der bedingten Kapitalerhöhung festzulegen, es
sei denn, es ssllen Optionsrechte an Mitglieder des Vsrstandes der Geeell$chaft ausgege-
ben werden; in diesem Fall legt d*r Aufsichtsral die weiteren Einzelheiten der Durchf{ihrung
der bedinglen Kapitalerhöhung fest.

Oer Aufslchtsrat wird ermächtigt, die Fassung der $*tzung entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapitalzu ändern.

$6
Form dEr Aktienurkunden

{1} Sie Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsecheine bestimmt
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

{2} Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aldienurkunden zusammenfasseR, die eine Mehr-
zahl vcn Aktien verbriefen {Globalaktien, Glotralurkunden}, Der Anspruch des Aktionäre auf
Verbriefung seiner Aktien isl ausgeschlossen.
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ÜRGAHISATION$VERFA$$UNG

$7
Organisationsverfaacung und Organe

üie Organisationsverfassung der Gesellschafl folgrt dem dualistischen System. Organe der Ge-
sellsehaft sind das Leitungsorgan (,Vorsland'), das Aufsicht$organ {"Aufsichtsrät"} und die
Hauptversarnrnlung,

lv"
VORSTÄND

s8
Amtszeit, Suaamrnensebung, Beechltis*e

(1) Vorstandsmitglieder können auf höchstens fünf Jahre bestellt werden. Eine oder rnehrmalige
Vtiederbestellungen, jeweils für höchstenc fünf Jahre, sind zulässig.

(2) Oer Vsrstand kann aug einer oder mehreren Fersonen bestehen. Die Zahl der Mitglieder des
Vorstands wird durch den Aufslchtgrat nach Maßgabe der geseElichen Bestimrnungen fest-
gelegt. Der Aufsichtsrat ksnn ein Vorstandsmitglied zum VorsiEenden des Vorttands ernen-
nen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.

{3} Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmi$lieder geladen sind und rnindes-
tens die Hälfte seiner Mitglieder persönlich, telefanisch oder durch andere elektronische Me-
dien an der SiEung teilnirnmt. Als teilnehmend gelten auch Vorstandsmitglieder, die sich dcr
$timme enthalten. Die Boschl{rsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit
der teilnehmenden Vorstandsmitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stirnme des
Vorsitzenden den Ausschlag. Beschlirsse können auch im Umlaufwege schriftlich, fem-
schrifilich, per Tel*fax, auf elektronisohem Wege (E-Mail) oder fernmilndlich gelroffen wer*
den, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht.

se
Vertrotungrmacht

(1) lst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieseg die Gesellschafl gllein. lst der Vorsland
aus mehreren lvlitgliedern rusärnmengeee?t, wird die Gesellschaü durch zwei Mltglieder des
Vorstands nder durch ein Mitglied des Vsrstands ausammen mit einem Proleuristren gesetz-
lich vertreten.

(2j Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass alle oder einzelne Vorstandsmitglieder einzeln zur
Vertretung der Gesellsshaft befugt sind.

lrr.
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(3) Der Aufsicht$rat kann Vorslandsrnitglieder generell oder fur den Einzelfall von den Be-

sehrankungen des $ 1S1 BGg in den durch $ 112 AktG gezogenen Grenzen befieien.

$1ü
Ges*häftsführurg

t1) üer Vs,rstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung, Dor Aufsichlsrat erlässt eine
Geschäfisordnung für den Vorstand.

t2) Der Vorstand hat die Geschäfte der Gesellschafi nach Maßgabe der Gesetre, der $ataung
und der Geschäfiscrdnung für den Vorstand zu ftihren.

(3i Für die Ausführung folgender Geschäfie ist die vorherige ausdräckliche Zustimmung des
Aufsichtsrats erlorderlich :

(a) Veräußerung des Unternehmens als Ganzes oder von Teilen hiervon;

{b} Ahschluss, Anderung und Beendigung von Vedragen nvischen einerseits Konzernge-
sellschaften und andererseits

Aktionären, Vorstandsrnitgliedern oder Aufsichtsratsmitgliedem dor Gesellschaft
oder Angehörigen i,$.v. $ 1S ÄO dieser P*rsonen, oder

Unternehmen, an denen eine der beim vorherigen $piegelstrich genannten Ferso-
nen sder Unlernehmen unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 10% beteiligt iet;

{c} sonstige ßeschäüe, welche die Vermögens-, Finane- oder Ertragslage der Gesellschaft
oder Risikoexposition der Gesellschaft grundlegend verändern.

Der Aufsishtsrat kann weiterhin bestimmte Arten von Geschäften von Eeiner äustimmung
abhängig machen.

AUF$ICHTSRAT

${r
Zusammansehung, Amtsdauer, Amtsniederlegung, Vorsitzender und

Stellvertreter, erster Auf*ichtsrat

(1) Oer Aufsicht*rat besteht aus funf Mitgliedern"

(?) Oie Wahl aller Aufsiehtsratsmitglieder erfolgt ltlr die Zeil bis zur Beendigung der Hauptver-
sammlung, die über die Entlsatung ftlr das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amts-
zeit beschließt. Oas Geschäfrsjahr, in dem die Auf$ichtsratsmitglieder gewählt werdan, wird
nicht mitgerechnet. Die Wahl ftrr eine kiirzere Amtsdauer ist möglich. Eine Wederwahl ist -
auch mehrfa*h - statthafl.

v
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(3) Für Aufsiehtsralsmitgtieder können Ersatzrnitglieder gewählt werden, die in einer bei der

Vt'ahl festgelegten Reihenfolge an die $telle vor:aeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder
für den Rest von deren Amtszeit oder bis zu einer Neuwahl nach Abs.6 treten.

i4) Ser Aufsiehlsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen Vorsit-

zenden und einen oder unter Angabe einer Rangfolge mehrere $tellvertreter. Die Wahl er-
folgt für die Amtsdauer des Gewählten oder einen kürzeren vorn Aufsichtsrat hestimmten
Zeitraum.

{S) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt jederzeil mit einer Fri*t von vier Wochen
durch sehriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsland unter schriftlicher Benachrichtigung
des Vnrsitzenden des Aufsichtsrats niederlegen,

{S) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds gewählt, so
besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des vorzeitig ausscheidenden Mitglieds. lst ein
Frsatzmitglied an die Stelte des Ausscheidenden getreten, so erlischt das Arnt des Ersatz-
milglieds mit Beendigung derjenigen Hauptversammlung, in der ein neues Aufsichtsratsmit-
glied naeh $alz 1 gewählt wird.

(7) $cheiden der Varsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus ihrem Ami
sus, so hat der Aufsichtsrat unver:rüglich eine Neuwahl des Vorsitrenden und/oder seines
$tellvertreters für die restliche Arntszeit des Ausgesehiedenen vorzunehmen. Hierbei gilt

$ 11 Abs. 4 entsprechend.

(8) 3u Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats werden - abweichend zu Abs. 2 - bis zur Beendigung
der Hauptver$amrnlung, die i.rber die Entlastung für das erste Geschäftsjahr der OHB SE be-
schließt, bestellt:

r Christa Fuchs, Geschäftsführende Gesellschafterin der VOLPAIA Beteiligungs-GmbH,
Bremen,

. Prof. Heina $toewer, üeschäftsführer der $pace Associates GmblJ, Sankt Augustin;

" Rabert Wethmar, Rechtsanwalt, l-lamburg.

Das erste Geschäftsjahr der OHE SH ist das Geschäftsjahr, in dem die Umwandlung der
OHB AG in die OHB $ä in das für die OHB AG zuständige Handelsregister eingetragen wird.

$12
Ge*chäft*ordnung, Aufgabcn, Einberufung, Beschltiese, Ausschilsse

(1) üer Äufsichtsrat lsann sich eine Geschäftsordnung geben.

(ä) Oer Aufsithtsrat hal die Gesehäftsführung des Vorstands der Gesellschaft zu überuachen

{3} Der Aufsichtsrat tritt mindestens zweimal im Kalenderhalbjahr zusarnmen. Der Aufsichtsrat
ist ferner zu einer $itxung einzuberufen, wenn eine geschäftliehe Veranlassung dazu vor-
liegt.

{4) Die Silzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsiteenden unter Einhaltung einer Frist von
vierzehn l'agen schriftlich einberufen. Bei der Sereehnung der Frist werdsn der Tag der Ab*
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$endung der Einladung und der Tag der $itzung nicht rnitgerechnet" ln der Eintadung sind

die einzelnen Gegenstände der Tagesordnung anzugeben, ln dringenden Fällen kann der
Vorsitzende die Frist abkürzen und eine Sitzung schrifflich, per Telefax, auf eleklronischem

Wege {E-Mail) oder fernmiindlich einberufen.

(S) Beschlüsse des Aufsichtsralr werd*n in der Regel in Präsenzsitsungen gefasst. Äuf Anord-
nung des Aufsiehtsratsvorsitzenden kÖnnen Beschlüsge auch schriftlich, per Telefax, auf
eleklronischern Wege {E-hrlail}, fernmündlich oder mittels sonstiger gebräuchlicher Tele-
komrnunikationsmittel, in*besondere per Videoksnferenz, gefasst w*rden, wenn kein Mit-
glied diesem Verfahren unverrüglich widerspricht.

(6) Der Aufsichtsral ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder geladen sind und mindestens
die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sder vertreten ist. Als vertreten gilt ein Aufsichtsrat*-
mitglied auch dann, rvenn eä durch ein anwesendes Aufsichtsratsmitglied eine schriftliche
$timmabgabe überreichen lässt.

{7} Die Beschltrsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen $timmen gefassl, soweil
gesetzlich nicht etwas anderes bestimml ist. üabei gilt Stimmenthaltung nicht als $timmab-
gabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschfag. Nirnmt der
Vorsitzende des Aufsiehtsrats an der Abstimrnung nicht tsil, so gibt die $timme des rang-
näehsten Stellvertreters den Ausschlag,

(8) Der VorsiLende isl ermächtigt, im hlamen des Aufsichlsrats die zur Durchfi,ihrung der Be-
schlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschü*se arfarderlichen Willenserklärungen abzu-
geben sowie ärklärungen für den Aufsishtsrat entgegenzunehmen.

(S) Über die Verhandlungen und Betchlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzuferti-
gen, die vom Vorsitzenden der Siüung oder bei Abstimmungen außerhalb von Sit:ungen
vom Leiter der Abstimrnung zu unterueichnen und allen Mitgliedern zuauleiten sind.

{10} Der Aufsi*htsrat kann aus seiner Mitte Ausgchüsse bilden und ihnen, soweit gesetzlich zu-
läasig, auch Entseheidungsbefugnisse übertragen. Aufgaben und Befugnisse der Ausschtls-
se hann der Aufsiehtsrat in einer Geschäftsordnung oder durch besondere Beschlüsse fesl
seteen. Falls der Aufsichtsrat kein* abweichende Bestimrnung trifft, gelten für das Verfahren
in den Aus$thüssen die Regelungen dieses Faragraphen sowie die Geschäftsordnung des
Aufsichtsrats entsprechend.

(11) lm Falle der Verhinderung darl ein Mitglied des Aufsichtsrats eine gesetztich ;ur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtete, sachverständige Person, die nicht dem Aufsichtsrat angehört,
in Textform ärmächtigen, anstelle des verhinderten Mitglieds des Aufsichtsrats an den Sit-
zungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse tsilzunehmen. Sie zur Teilnahme ermäch-
{igte Ferson hat kein Stimmrecht.

{12} Auf Wunsch eines Aufsichtsratsmitglieds ist ein von diesem benannter $achversländiger aur
Eetatung über eineelne Gegenstände zur Teilnahme an Aufsichtsratssilzungen zutulassen.
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${3
Vergütung der Aufsichtsratsm itglieder

Die Vergütung de* Aufsichtsrats wiid durch einen Beschluss der Hauptversammlung bewitligt.

vt.
HAUPTVER$AMMLUNG

s14
Ordsntliche HaupWersammlung

Die ordentliche liauptversammlung findet innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf eines
jeden Geschäftsjahres statt. $ie heschließt insbesandere irber die Verwendung des Bilanzge-
winns, über die Wahl des Abschlussprtifers, über die tntlastung des Vorstands und des Auf-
sichlsrats, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und in den vorn Gesetz vorgesehenen
Fällen über die Festslellung des Jahresabschlusses.

$15
Sitzungscrt und Einberufung

(1) Oie Hauptversammlung findet am $itz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wert-
papierbörse statt

(2) Die Haupfu*rsarRmlung wird durch den Vorstand oder in den geseElich vorgeschriebenen
Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen.

(3) Für die Form der Hinberufung der Hauptversammlung und die Berechnung der Ernberu-

fun gsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften.

s16
Reeht aur Tsilnahme an der Hauptversanrmlung

Zur Teilnahme än der Hauptversammlung und gur Äusführung des $tirnmrechts sind diejenigen
Aktionöre berechtigt, die sich zur l"'lauptversammlung angemeldet und der Gesellffhaft ihren
Anteilsbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes mus$ durch einen gemäß

$ 67c Abs. S AktG durch den Letztintermediär in Textform ausgestellten Nachweis ttber den An-
teilsbesitg des Aktionärs, der der Gesellschaft auch direkt durch den Letztintermediär überrnittelt
werden kann, erfolgen und sich auf dsn Beginn des einunduwanzigsten Tages vor rler Hauptver-
sarnmlung beeiehen. Die Anmeldung r.rnd der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesell-
schaft jeweils mindestens se*hs Tage vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung
hierfür mitgeteilten Adresse xugehen. Dabeiwerden der Tag der Hauptversammlung und der Tag
des Zugangs nicht mltgerechnet. ln der Einberufung zur Hauptversamnlung kann ftir die Anmel-
dung und den Zugang des Nachweises des Anteilsbesitzes eine küreere, in Tag*n zu bemessen-
de Frist vorgesehen werden.
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$1r
Vorsitz in der Hauptver*ammlung

(1) Den Vsrsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsral$, im Falle sei-

ner Verhinderung sein $tellvertreter. $ind die gemäß $aä 1 für den Vorsitz vorgesehenen
Aufsichtsratsmitglieder verhinderl, führt ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmen-
des Aufsichtsratsmitglied den Varsita. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, so

eroffnet der zur Beurkundung zugezCIgene lrlotar die Hauptversammlung und lässt den Ver-
sammlungsleiter von der Hauptversammlung wählen. Wrd bei Wahlen im ersten Wahlgang

eine einfache $tirnmenmehrheit nichl eneicht, findet eine Wahl ufiter den Personen statt,

denen die beiden hü*hsten Stirnmenrahlen zugefallen sind. Bei dieser Wahl entscheidet die
höchste $timmenaahl, bei $timmengleichheit das durch den zur Beurkundung zugüzügenen
Notar zu ziehende Los.

(2) Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung und regelt deren Ablauf. Er kann eine von der
Einladung abweichende Reihenfolge der Verlrandlungsgegenstände bestimmen. Der Vorsit-
zende besti'amt das Abstimmungsverfahren. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner. Fer-
ner kann er das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angernessen beschränken; er
kann insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeit-
lichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten
sowie des einaelnen Frage- und Redebeitrage angemessen festsetaen. Bei der Festlegung
der für den einzelnen Frage- und Redebeitrag zur Verfilgung stehenden Zeit kann det Vor-
siEende zwischen erster und wiederholter Wsrtmeldung und nach weiteren sachgerechten
Krit*rien unterscheiden.

{3} Wenn dies in der Einberufung zur Hauptversammlung angekitndigt ist, kann der Versamm-
lungsleiter die Bild- und/sder Tonübertragung der Hauptversemmlung in einer von ihnt näher
zu bestimmenden Weise zulassen. Die übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu
der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat.

${s
Stimmrecht, Eleschlussfassung

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversarnmlung eine Stimme

{2) Die Eeschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
giilligen Stimmen gefasst, wenn nicht die SE-Verordnung, das Gesetz oder diese $atzung
awingend eine gr0ßer* Stimrnennrehrheit vorschrelhen. Saweit gesetzlich außerdern zur Be-
schlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vor*
geschrieben ist, genügt die einfacfie Mehrheit des vertretenen Grundkapitals, soweit recht-
lich zulässig.

(3) Für eine Änderung der Satzung bedarf es einer einfachen Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen $timmen, sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist; ist dies nicht der
Fall, bedarf cs einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen gültigen $tim-
men, süfern zwingendes Recht keine größere Mehrheit vorsieht. Die im vorigen $atz ge-
nannte einfache Mehrheit gilt auch nicht für die Anderung des Gegenstands des Unterneh-
m€ns, fur einen Eeschluss über die Sitzverlegung gemäß Art, I Abs. 6 der SE-Verordnung
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$üwie für Fälle, für die eine höhere Kapitalmehrheit gesetzlich zwingend vorgeschriehen i*t;
in diesen Fällen bedarf es ebenso einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der *bgege-
ben*n gültigen $timmen, sofern rwingendes Recht keine größere Mehrheit vorsieht"

{4) Die Aklionäre können sich in der Hauptuersammlung und beider Ausübung des $timmrechts
durch einen Eevollmächtigten vertreten lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr \Mderruf und

der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform
(* 1ä6b BGBi. ln der Einberufung der Hauptu*rsamrnlung kann eine Frleichterung für die
Formwahrung bestimmt werden. $ 135 AktG bleibt unberührt.

(5) Der Vsrstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 25. Mai 2028 stattfindende Hauptver-
sammlungen mit Zustimmung des Aufsichtsr*tes vnreusehen, dass die Versamrnlung ohne
physisclre Präsena der Aktionäre odor ihrer Bevollmächtigten arn Ort der Hauptuersammlung
abgehalten wird {vlrluelte Hauptvorsammlung). Wrd eine virtuelle Hauptversamrnlung abge-

halten, sind die hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen einzuhalten"

(6) Der Vorsland ist ermächtigt vozusehen, dass Aktionäre ihre Slirnmen, auch ohne an der
Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder irn Wege elektronischEr Kornmunikalion abge-
ben dürfen {Briefwahl}. Der Vsrstand ist auch ermächtigl, Bestimmungen zum Verfahren zu
treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptuersammlung bekannt gemacht.

vll.
RETHNUNG$LEüUNG UND üEWINNVERWENDUNG

$ls
Jahresabsehluss ünd Kcnasrnabschlusc

(1) Der Verstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäfisjahres für das vergangene Ge-
schäftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang)
und den Lagebedcht sowie den Konsernabschluss und den Konzernlagebericht aufzustellen
und unverzüglich nach deren Au{stellung dem Abschlussprüfer und, zusammen mil einern
Vorschlag über die Vemendung des Bifanzgewinns, dem Aufsichtsrat vaaufegen.

(2, üer Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den Vor-
schlag fOr die Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Kon-
zernlagebericht zu prüfen und über da* Ergebnis schriftlich an die Hauptversanrmlung zu be-
richten; er hat in seinern Bericht zu dern Ergebnis der Prüfung des Jahresabsclrlusses, des
Konzernabschlusseg und den dazugehÖrigen Lageberichten durch den Abschlussprüfer Stel-
lung zu nehmen. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen
Eugegangen sind, dem Vcrstand zuruleiten. Billlgt der Aufsichlsrat nach Früfung den Jah-
resabs*hluss, ist dieser fe*tgestellt, sofern nicht Vsrstand und Aufsishtsrat beschließen, die
Feststellung des Jahresabschlusses der Flauplversanrrnlung zu iiberlassen.

(3) Unveruüglich nach Eingang des terichts des Aufsichtsräts hat der Vorstand die ardenttiche
Hauplversammlung einauberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht des Vot$tänds, der
Konzernabschluss, der Konzernlagebaricht, der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag
des vorslands für die Venvendung des Bilanzgewinns sind von der Einberufung an den Akti_
onärün über die lnternetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen.
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$ä0
Sewlnnvenilendung, $nwinnvertellung

(1) Wenn die Hauptversammlung nichte anderes beechließt, wird der Bilanzgewinn an die Aktio-
näre entsprechend ihrer Kapitalbeteiligung verteilt.

(2) ln einem Kapitalerhöhungsbe$chlusg kann die Gewinnverteilung auf neue Aktien abwei-
chend von $ 60 Absah 2 $atz 3 AktG festgesetzt werden.

i3) Gewinnanteilscheine, welche binnen vier Jahron nach Ablauf de*ienigen Kalenderjahres, in

welehem sie aur Auseahlung fällig wurden, nicht eingelöst wordpn sind, gelten als verfallen.

$tHLUS$BESilMmUNGEt'l

$ 2,1

Anderungen der Seteungsfaecung

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der $ataung zu beschließen, die nur deren Fassung be-
treffen.

$22
Forrnwechselaufuand ; Grändung*aufwand

(1) Die Gesellschafi trägt die Kosten des Formwechsels in die OHB AG bis zu einer Höhe von
EUR 35.üü0,00 {Formwechselaufiwand}.

(2, Die Gesellsehaft trägt den Grtrndungsautuand f{rr die Umwandlung der OHB AG in die üHB
$E in Höhe von bis zu EUR $00,0ü0,00

vilt.
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift)

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Bremen, den 79.72.2023

Dr. Klaus Rentsch, Notar


